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Nach Genf: Schikanen und Experimente
SED wittert Morgenluft — Gefährliche Dummheiten

W ie sehr d ie  SED  vom  A u sgan g  der G enfer K onferenz  
b efr ied ig t is t ,  ze igen  d ie  je tz t üb erall in  der Zone durcügeführ- 
ten  G roßkundgebungen m it Sp itzenfunktionären der SED. Im  
V ordergrund d ieser D em onstrationen  steh en  das Schlagw ort 
von der „E xistenz zw eier deutscher S taaten“ u n d  d ie  B esch lüsse  
e in es sogenannten  „25. P ien um s d er SE D “. D ie  drohende  
K lip pe der W iederverein igun g sch ein t fü r  d ie  SE D  um schifft.
Im  G lauben, nun nach freiem  E rm essen  han deln  zu können, 
le ite t s ie  eine K ette  gefährlicher po litisch er D um m heiten  ein .
D um m heiten , d ie  vorerst in  neuen W irtsch aftsexperim en ten  und  
Schikanen in  den O st-W est-B eziehu ngen  besteh en .
Dieses vielbesprochene „25. 

SED-Plenum“ ist die Konse
quenz der von Molotow gegebe
nen Absage an die deutsche 
Wiedervereinigung. Es wurde 
einberufen, nachdem die Sowjets 
der SED garantierten, daß we
der die Zonenregierung noch 
die kommunistischen „Errungen
schaften" in diesem Gebiet zu
gunsten einer Wiedervereini
gung geopfert würden. Auf 
Grund einer solchen Rückver
sicherung legt nun die SED mit 
seltener Offenheit ihr Pro
gramm für 1956 dar.

Traum „Agrostadt“
Nach wie vor dominiert der 

Ausbau der Schwerindustrie, 
die Schaffung eines sowjetzona
len „Ruhrgebiets“. Aber als 
zweiter Schwerpunkt tritt die 
Landwirtschaft hinzu. Das Jahr 
1955 hat gezeigt, daß man auf 
dem Lande zwar die Besitzver
hältnisse zu ändern vermochte, 
nicht aber dadurch den Ertrag 
zu steigern. Unfähig, die tiefe
ren Ursachen dafür zu erken
nen, leitet die SED eine neue 
Strukturänderung ein:

1. An zwei Stellen will man 
größere Produktionsgenossen
schaften zu einer „Agrostadt" 
sowjetischen Musters Zusam
menlegen.

2. Neue Produktionsgenossen
schaften sollen strukturell so 
geliedert werden, daß man sie 
später leichter zu diesen Agro- 
gtädten zusammenfassen Sann,

3. Die ländlichen SED-Leitun- 
gen werden gesäubert und 
weitgehend durch Stadtfunktio- 
näre ersetzt.

4. Neue wirtschaftliche Druck
maßnahmen gegen Bauern, die 
der Kollektivierung wider
stehen.

Das eine Projekt, die Agro- 
städte, deutet auf Größenwahn. 
Während sich noch nicht einmal 
die Muster-LPG’s wirtschaftlich 
zu festigen vermochten, geht 
man auf Dinge aus, an denen 
man sogar ln der Sowjetunion 
noch experimentiert und mit 
denen man in Ungarn bereits 
gescheitert ist. -

Sorge um die Industrie
Die schwerindustrielle Basis 
wird in einem Maße verbreitert, 
das finanziell nicht mehr bewäl
tigt werden kann. Die SED 
spekuliert auf Sowjethilfe. Was 
aber, wenn die Sowjets — wie 
häufig — selbst in Schwierig
keiten kommen?

Die Facharbeiterflucht droht 
zur Katastrophe zu werden. 
Man nimmt Fluchtverdächtigen 
bereits die Personalausweise ab. 
Die jüngste Sorge gilt der tech
nischen Intelligenz. Ernüchtert 
von den jüngsten SED-Erklä- 
rungen, gehen viele Wissen
schaftler und Techniker in die 
Bundesrepublik. Die Folge ist 
ein industrieller Überwachungs
apparat, der in eine Massen
bespitzelung auszuarten droht. 
Viele fliehen erst aus diesem 
Grund.

Die Zonenflucht hat in den 
letzten beiden Wochen zu syste
matischen Abriegelungen ganzer 
Femverkehrsstreeken geführt. 
Jetzt droht man den Angehöri
gen von „Republikflüchtigen” 
mit Zwangsumsiedlung und Be
sitzbeschlagnahmen. Die Folge: 
n o c h  mehr Flüchtlinge, von 
denen viele für die Zonenwirt
schaft unersetzlich sind. Das 
freie Handwerk soll 1956 durch 
staatliche Zwangsinvestitionen 
verschuldet und in Handwerker- 
Produktionsgenossenschaften ge
trieben werden. Die Selbständi
gen werden gezwungen, staat
liche Gelder aufzunehmen, in
dem man ihre Produktion für 
volkswirtschaftlich unrentabel 
erklärt. Weigern sie sich, ent
zieht man ihnen die Material
basis. Der neue Plan sieht Ma
terialvergaben nur für solche 
Privatbetriebe vor, die „in Ko
ordinierung mit VEBs arbeiten,“ 
B is  S c h ik a n e n

Die Volkspolizei hat eine 
Pressekampagne gegen „Ver
kehrsgefährdung auf den Auto
bahnen“ eingeleitet. Es gibt 
Beweise dafür, daß hier nur 
eine Störung der Zufahrtslinien 
nach Berlin beabsichtigt ist. 
Ostberliner, die in Westberlin 
arbeiten, werden diffamiert und 
zur Arbeitsniederlegung gezwun
gen. Die Zensurbestimmungen 
werden verschärft.

Das Schlagwort von den 
„zwei deutschen Staaten" soll 
beide Teile Deutschlands als 
„Ausland" gegenüberstellen, da
mit die SED indessen unge
stört ihren „Sozialismus“ aufzu
bauen vermag. Noch sind es 
Nadelstiche nach außen und 
versorgungsgefährdende Expe
rimente ini Inneren. Morgen 
aber kann es schon eine ge
fährliche Krise des SED-Staates 
bedeuten, der sich hier zweifel
los politisch / und ökononjjsc^ 
übernommen hat-
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Kontakte und 
Kontakt-Gifte

S T. In Gen1 ist nicht nur die 
Lösung der Deutschlandfraga 
gescheitert, sondern bedauer
licherweise auch jeder Versuch, 
den Eisernen Vorhang ein wenig 
au lüften. Wenn die Völker, die 
auf engem Raum miteinander 
leben müssen, sich nicht gegen
seitig kennen und nicht in freier 
Meinungsbildung ihre Gedan
ken, Hoffnungen und Befürch
tungen. austauschen, dann kön
nen schließlich auch die Konfe
renzen der Staatsmänner nichts 
Gutes bewirken. Es ist deshalb 
notwendig, daß man im Westen 
über das sowjetische Nein zu 
der Verbesserung der ost-west
lichen Kontakte und auch über 
die bedenkliche Situation, aus 
der dieses Nein kommt, einige 
Überlegungen anstellt. Das müs
sen allerdings Überlegungen 
sein, die auch su einer bestimm
ten Haltung und sogar e u  
Handlungen führen.

E e tie n M io Iie r  K o n tr a s t
Das ist um so wichtiger, als 

die sowjetische Politik ohnehin 
durch besondere Umstände au
ßerordentlich begünstigt ist: In 
den westlichen Ländern ist alles 
Kommunistische im Namen der 
Freiheit zugelassen und erlaubt, 
während der sowjetische Macht
bereich gegen jede westliche 
Regung eisern abgeriegelt wird. 
In den westlichen Ländern be
stehen kommunistische Parteien, 
Organisationen und Einrichtun
gen jeder Art, die insgesamt 
von Moskau gelenkt und kon
trolliert werden. Es gibt kom
munistische Zeitungen, Zeit
schriften, Bücher und jede Art 
kommunistischer Propaganda. Es 
gibt sogar uichtkommunistischa 
Politiker und Publizisten, die 
mit ihrem noch „bürgerlich“ 
schillernden, aber bereits auf
geweichten Intellekt dem Kom
munismus gute Dienste leisten.

Man muß diesen Kontrast ein
mal bedenken: die fast unbe
grenzte kommunistische Tätig
keit im Westen und die totale 
Unterdrückung jedes westlichen 
Gedankens im Osten. Dann ist 
leicht zu begreifen, wie wenig 
Moskau daran gelegen ist, einen 
solchen Zustand zu ändern. Das 
wäre ein Geschäft, das die So
wjets nicht lieben; sie lehnen

deshalb alle echten Kontakte — 
und das sind die freien mensch
lichen Kontakt© — konsequent 
ab.

Sie verlassen sich lieber auf 
dis kommunistischen Kontakt- 
Gifte, die dem Westen von der 
kommunistischen Propaganda 
im eigenen Lande täglich ver
abreicht werden und von denen 
einige westliche Länder bereits 
empfindlich krank sind. Die 
Mächtigen im Kreml brauchen 
nur auf einen der vielen Knöpfe 
zu drücken, dis ihre Befehle zu 
den kommunistischen Filialen in 
den Ländern der freien Welt 
vermitteln, und schon gibt es: 
einen Streik in Frankreich, eine 
Protestwelle gegen die italieni
sche Regierung, einen Resolu
tionssturm gegen die „Kriegs
hetzer“ in Bonn, eine „Unter
stützungskampagne“ für einen 
ehrlichen Lohnkampf in der 
Bundesrepublik und — genau 
nach Bestellung — auch eine 
Sympathieweile für den Kreml 
selbst, den „besten Freund" 
Deutschlands und der Wieder
vereinigung. Sö sieht das aus, 
und das läßt man sich bieten I

Man kann verschiedener Mei
nung darüber sein, ob die Ge
lassenheit, mit der die westliche 
Weit die Handlanger Moskaus 
an der eigenen Freiheit teil- 
haben läßt, eins Stärke oder 
eine Schwäche ist. Eine Schwä
che ist sie jedenfalls im Hin
blick auf die diplomatische Aus
einandersetzung mit der sowje
tischen Politik. Während der 
Kreml im eigenen Machtbereich 
die Freiheit total unterdrückt, 
ist sie ihm in den anderen Län
dern eine ständige Versuchung 
und Verlockung, Er rechnet 
hoch immer damit, daß die F i
lialen seiner Macht und Propa
ganda, die er dort unterhält, 
schließlich den angestrebten Er
folg haben. Er rechnet mit ande
ren, in der Sowjetunion unbe
kannten Möglichkeiten der Frei
heit: nämlich mit der Kraft zur 
Veränderung, die sie in sich 
hat. Also wartet er auf die Wah
len in Frankreich, auf die Prä
sidentenwahlen in den USA, auf 
die Bundestagswahlen von 1957 
und — auf einen Nachfolger 
Adenauers.

W ir sollen weich werden!
Solche Bestrebungen richten 

sich in der nächsten Zelt vor 
allem gegen die Bundesrepublik. 
Das Genfer Nein Moskaus in

der Deutsehiandfrage verfolgt 
nicht zuletzt den. Zweck, durch 
die scheinbare Ausweglosigkeit, 
in die der Kremi dieses Problem 
hineinmanövriert hat, die Deut
schen zu ermüden, zu entmuti
gen und mit seelischem Druck 
für die sowjetische Lösung reif 
zu machen. Das aber heißt: reif 
für die Loslösung der Bundes
republik aus der westlichen Ge
meinschaft und für die sowjeti
sche Hörigkeit Gesamtdeutsch
lands.

Dm  hängt von uns selbst ab
Es hängt ganz überwiegend 

von un3 selbst ab, ob die So
wjets rechtzeitig erkennen, daß 
sie ihr Ziel nicht erreichen wer
den. Wir alle sind uns darüber 
einig, und am meisten die Deut
schen in der Zone, daß ein wie- 
dervereintes Deutschland nicht 
kommunistisch sein oder werden 
darf.

Dia große, dis ganz große 
Mehrheit unseres Volkes aber 
ist entschlossen, ihre deutsche 
und europäische Art zu denken 
und zu leben mit aller Kraft zu 
behaupten und sich gegen jeden 
Versuch einer Sowjetisierung 
Westdeutschlands und Gesamt
deutschlands zur Wehr zu set
zen. Sie empfindet die Verwei
gerung der deutschen Einheit 
als eine feindselige Haltung 
Moskaus. Feindselig ist sie in 
überzeugender Weise deshalb, 
weil Moskau ein wiedervereinig- 
tes Deutschland gegen unseren 
Willen nach dem abstoßenden 
Bild seines Pankower Satelliten 
gestaltet sehen will.'

Die feindselige Haltung gegen
über den nationalen Interessen 
Gesamtdeutschlands teilen mit 
den Sowjets auch alle kommu
nistischen Organisationen, dl« 
von Moskau gegründet und ge
lenkt werden. Das gut nicht zu
letzt auch für die „Gesellschaft 
für deutsch-sowjetische Freund
schaft“ , die dazu bestimmt ist, 
nicht die Freundschaft, sondern 
ein deutsches Hörigkeitsverhält
nis zur Sowjetunion zu pflegen. 
W ir erwarten, daß diese und 
andere Organisationen, die der 
Meinung sind, im Zeichen diplo
matischer Beziehungen zwischen 
Bonn und Moskau eine politi
sche Narrenfreiheit in der Bun
desrepublik zu gewinnen, über 
ihren Irrtum drastisch aufge
klärt werden. Eine deutsch-

(Fortsetznng nächst® Seite)



M sn a a u  wisäer ln  Äml
Bona (A P/DPAÖ. Bundes

kanzler Adenauer wird voraus
sichtlich Endo dieser Woche 
sein© Am tsgeschäft© offiziell 
wieder aufnehmen.

Nach Mitteilung des Bundes- 
presseamtes ist der Bundes
kanzler wieder soweit genesen, 
daß er sich "ohne Bedenken der 
Ärzte wieder völlig seinen Re
gierunggeschäften widmen kann.

Bereits in der letzten Zeit 
hatte sich Adenauer immer akti
ver wieder in das politische 
Geschehen eingeschaltet. Außer 
seinen, mehrstündigen Verhand
lungen mit den Außenministern 
Frankreichs und Belgiens, 
Pinay und Spaak, hatte der 
Kanzler mit führenden Politi
kern, unter ihnen die Frak
tionsvorsitzenden der Koali
tionsparteien, zahlreiche Ge
spräche geführt.

Den Pressevertretern war 
schon in der vergangenen Woche 
"bei dem Besuch des französi
schen Außenministers aufgefal
len, daß Adenauer einen fri
schen und munteren Eindruck 
machte. Pinay hatte anschlie
ßend erklärt, daß der Bundes
kanzler ihm fast verjüngt er
scheine. In den letzten Tagen 
hatte Adenauer ausgedehnte 
Spaziergänge unternommen.

Lilje bei Nasser
Kairo (epd/DPA). Der Präsi

dent des Lutherischen Weltbun
des, Landesbischof D. Lilje, der 
aus Anlaß der gesamtafrikani- 
schen Lutherischen Konferenz 
in Marangu in Afrika weilt, ist 
vom. «»ägyptischen Ministerpräsi
denten Nasser in Kairo empfan
gen worden. Lilje wurde vom 
deutschen Botschafter in Ägyp
ten, Dr. Walther Becker, beglei
tet. In der deutsch-evangeli
schen Kirche Kairos hielt der 
Bischof die Sonntagspredigt.

Die Nachfolge
Kandidaten sind von

Bonn (Eigenmeldung). Bei 
einer Besprechung, die Bundes
kanzler Dr. Adenauer mit lei
tenden CBXJ - Persönlichkeiten 
hatte, ist unter anderem die 
Neuordnung der Parteiführung 
erörtert worden.

Wie man hört, sollen der Po
sten des zweiten Parteivorsit
zenden und die /Stellung des

Berlins Forderung an die Welt
50000 demoagirierten — „Das Volk wird ungeduldig6* 
Berlin (Eigenbericht). Für die Wiedervereinigung Deutsch-* 

I&nds, für ein vereinigtes Berlin, für Freiheit und für das Recht 
auf Selbstbestimmung sowie gegen den ergebnislosen Verlauf 
der Genfer Außenminister-Konferenz haben fünf zigtausend 
Berliner aus beiden Stadtteilen vor dem Schöneberge? Rathaus 
demonstriert. Immer wieder von Beifall unterbrochen, forderten 
Sprecher des Senats, des Abgeordnetenhauses, der Parteien, 
der Gewerkschaften und der Jugend, zugleich auch im Namen 
der Bevölkerung der Sowjetzone, die Welt auf, das Deufsch- 
landproblem endlich zu lösen.
Ihren Höhepunkt erreichte die 

eindrucksvolle Kundgebung, als 
die Menge barhäuptig zum 
ersten Male bei einem derarti
gen Anlass© vor dem Rathaus, 
die dritte Strophe des Deutsch
landliedes sang und danach, 
schweigend beim Geläut der 
Freiheitsglocke verharrte.

„Die Welt wird ihre Ruhe 
nicht finden, bevor Deutschland 
nicht wiedervereinigt ist. Wir 
wollen nichts weiter als das von 
den Vereinten Nationen für alle 
Völker garantierte Recht auch 
für unser deutsches Volk: Freie 
Selbstbestimmung durch freie 
Wahlen! Dafür zu kämpfen, 
dieses Ziel zu erzwingen, des
halb stehen wir hier.“ Dies er
klärte der Regierende Bürger
meister Suhr.

Suhr gab bekannt-, daß der 
amerikanische Außenminister 
Dulles in einem Privatschreiben 
die Entschlossenheit seiner Re-, 
gierung bekundet habe, weiter 
für die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu arbeiten.

Der Fraktionsvorsitzende der 
Berliner CDU, Emst Lemmer, 
forderte Ulbricht und Grote- 
wonl zu einer echten Volks
abstimmung auf. Die Bevölke
rung der Sowjetzone sollte dar
über entscheiden, ob sie die so
genannten Errungenschaften der 
DDR bejahe oder verneine.

von Tillmanus
Hassel und Schröder
Vorsitzenden des evangelischen 
Arbeitskreises der CDU, die 
bisher bei dem verstorbenen 
Bundesminister Dr. Tillmanns 
lagen, auch in Zukunft in einer 
Hand vereinigt bleiben. Die 
größte Aussicht, diese Schlüs
selstellung zu besetzen, haben,

Sollten die Sowjetzonenmacht- 
haber die Ansicht vertreten, daß 
an einer solchen Abstimmung 
nicht „klassenfremde Elemente" 
teilnehmen dürften, so sollten 
sie, rief Lemmer unter Beifall 
und Gelächter aus, die soge
nannte Arbeiterklasse doch 
allein abstimmen lassen. „Die 
genügt! Diese Abstimmung wäre 
ein neuer, unblutiger 17. Juni!“ 

Der Präsident des Abgeord
netenhauses, Willy Brandt, rief 
als letzter Redner aus: „Die 
Welt möge erkennen, dieses 
deutsche Volk wird ungeduldig. 
Das deutsche Volk läßt sich 
nicht zu den Akten legen.“

Zum Schluß forderte Brandt 
die Berliner auf, sich zu ver
einen in dem Bekenntnis der 
Nationalhymne: „Einigkeit und 
Recht und Freiheit für das deut
sche Vaterland."

Kontakte s g p  Kontakt-Gifte
F o r t s e t z u n g  v. S e i t e  2 
sowjetische Freundschaft pfle
gen wir selbst, wenn mit der 
Wiedervereinigung Deutschlands 
die Voraussetzungen zu ihr ge
geben sind, und zwar frei und 
unabhängig und unter absolu
tem Ausschluß jeder volksdemo
kratischen Hörigkeit. W ir wer
den das alles erreichen, wenn 
v/ir uns treu bleiben — ganz 
stur in dem Willen, unter kei
nen Umständen auf eine Lösung 
der deutschen Frage einzugehen, 
die unsere Freiheit verrät oder 
gefährdet. Berlin hat am Sonn
abend für diese Haltung, die so
wohl von der absoluten Immu
nität gegen das sowjetische Kon
takt-Gift wie auch von dem Wil
len zu guter Verständigung be
stimmt ist, ein neues Beispiel 
gegeben. Nicht mehr ist zum

wie verlautet, Bundesratspräsi- Erfolg nötig, als daß, der deut- 
dent von Hassel und Bundes- sehe Westen sich dieser Hai
innenminister Dr. Schröder. tung anschließt.



Im Zeichen der traditionellen Freundschaft
Brentano in Wien — Regelung offener Fragen

W ien  (A P /D PA ). D ie  deutsch-österreichischen V erhandlungen  
zw isch en  den b eiden  A ußenm inistern  von B rentano un d  F ig l  
sin d  in  W ien  in  e in er  A tm osphäre herzlicher F reu n d sch aft er
fo lgre ich  ab gesch lossen  w orden. D as K om m unique b estä tig t  
den B esch luß  der M inister, ihren  B eg ieru n gen  d ie  Aufnahm e  
voller  d ip lom atischer B eziehu ngen  un d  den so fortigen  A u s
tau sch  von B otsch aftern  vorzuschlagen.

Eine gemischte deutsch-öster
reichische Kommission soll un
verzüglich Besprechungen über 
die noch offenen wirtschaft
lichen, kulturellen, sozialen und 
rechtlichen Fragen zwischen 
beiden Staaten aufnehmen. Ar
beitssitz der Kommission Ist 
.Wien.

In dem Kommunique wird 
ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die Bundesrepublik die Unab
hängigkeit und Selbständigkeit 
Österreichs anerkennt. Von 
österreichischer Seite wurde ver
sichert, daß man alles unter
nehmen werde, um die gut 
nachbarlichen Beziehungen zu 
festigen und zu vertiefen.

Außenminister von Brentano 
gab auf einer abschließenden 
Pressekonferenz der Überzeu
gung Ausdruck, daß auf Grund 
der nun geschaffenen freund
schaftlichen Atmosphäre alle 
schwebenden Fragen schnell ge
löst werden könnten. Er fahre 
befriedigt und mit dem Glauben 
nach Bonn zurück, daß man auf 
dem besten Wege sei, die tra
ditionell freundschaftlichen Be
ziehungen zwischen beiden Län
dern wiederherzustellen und

Bonn (AP/DPA). Die Vor
sitzenden der drei deutschen 
Saar-Parteien, Dr. Ney (CDU), 
Dr. Schneider (DPS) und Con
rad (SPD Saar) haben vor dem 
Bundestagsausschuß für ge
samtdeutsche Fragen in Bonn 
gefordert, daß die Saar politisch 
ein Land der Bundesrepublik 
wird.

Gleichzeitig sprachen sich die 
drei Vorsitzenden für die Schaf
fung von Möglichkeiten aus, auf 
wirtschaftlichem Gebiet Verhält
nisse herzustellen, die die wirt
schaftlichen Interessen Frank
reichs an der Saar und die 
¡wirtschaftlichen Interesseh der

einen Strich unter die Vergan
genheit zu ziehen. Die Frage, 
ob in den Besprechungen auch 
das Verhältnis Österreichs zur 
„DDR“ behandelt worden sei, 
beantwortete von' Bentano mit 
der Feststellung, daß die außen
politischen Beziehungen Sache 
der österreichischen Regierung 
seien. Es gebe jedoch nur eine 
legitime deutsche Regierung.

In einer Erklärung stellt das 
britische Außenministerium mit 
dem sonst nicht üblichen Hin
weis, die britische Regierung 
wünsche hierzu Stellung zu neh
men, fest:

„Die Tatsache, daß es ein 
zweigeteiltes Deutschland gibt, 
beruht ausschließlich darauf, 
daß sich die Sowjetunion In die 
Angelegenheiten Deutschlands

Saar In Frankreich ausgleichen.
Im Zusammenhang mit der 

Verabschiedung des Wahlge
setzes für die Landtagswahlen 
am 18. Dezember durch den 
saarländischen Landtag gaben 
die drei deutschen Saar-Parteien 
eine Erklärung ab, in der sie 
für eine Beseitigung der Spal
tung, die der Abstimmungs
kampf in die Bevölkerung ge
tragen hatte, appellierten. Um 
zur inneren Befriedung zu 
kommen, wollen sie in dem be
vorstehenden Wahlkampf auf 
den Gebrauch des Wortes „Sepa
ratist“ oder gleichartiger Aus
drücke verzichten.

Heimkehrer-Transports 
zurückgeschickt

W ien  (A P /D P A ), österre ich i
sche H eim kehrer aus der So
w jetu n ion  te ilten  b e i ihrer A n
k u n ft in  W ien m it, d ie  B u ssen  
hätten  d ie  B ückkehr deutscher  
G efangener abgebrochen, w eil 
m an in  der B undesrepublik  die  
„K riegsverbrecher w ie  H elden“ 
em pfangen habe.

Diese Begründung sei ihnen 
vor ihrer Abfahrt von Moskau 
als Warnung gegeben worden. 
Einige große Transporte, die 
sich schon westlich von Moskau 
befanden, seien wieder zurück
gebracht worden.

Andere Transporte sind nach 
den Berichten der Heimkehrer 
auf Nebengleisen ab gestellt 
worden.

eingemischt hat. Ohne diese 
Einmischung wäre das sowjet
zonale Regime nicht entstanden 
und könnte nicht weiterexistie
ren. Wenn es Marschall Bulga- 
nin ernst damit ist, daß die 
deutsche Frage gelöst werden 
kann, wenn man dies den 
Deutschen selbst überläßt, so 
stimmen wir dem völlig zu. Die 
britische Regierung kann je
doch nicht zulassen, daß einigen 
Männern in Pankow, denen ¿vom 
deutschen Volk keinerlei Auf
trag erteilt worden ist, das 
Recht eingeräumt werden soll, 
die Wiedervereinigung Deutsch
lands zu verhindern.“ Die so
wjetische Propaganda, so heißt 
es in der Erklärung weiter, be
mühe sich, die Dinge so darzu
stellen, als ob das Hindernis 
für die Wiedervereinigung die 
Zugehörigkeit der Bundesrepu
blik zur NATO sei. Molotow 
habe jedoch in Genf klargestellt, 
daß die deutsche Einheit nur 
wiederhergestellt werden könne, 
wenn das „verhaßte System Ost
deutschlands“ auf Westdeutsch
land ausgedehnt werde. Die 
Äußerungen Marschall Bulganins 
müßten daher als „durch und 
dpreh heuchlerisch" bezeichnet 
werden.,

Saar will Bundesland werden
Vorsitzende der deutschen Parteien in Bonn

„Durch und durch heuchlerisch“
Ungewöhnlich scharfe Erklärung aus London gegen Bulganin 

L ondon (A P /D P A ). In  un gew öhn lich  scharfer F orm  h at sich  
das britische A ußenm inisterium  geg en  d ie  E rklärung des so 
w jetisch en  M in isterpräsid en ten  B u lgan in  in  N eu D e lh i gew andt, 
daß die  W iederverein igun g Sache des deutschen V olkes se i und  
daß die  sow jetisch e  A ußenpolitik  aut dem G rundsatz der N ich t
einm ischung in  innere A n gelegen h eiten  anderer V ölker bestehe.



Vorsicht vor „Pflegeverträgen44
Staatliche Wohnungsverwaltungen wälzen Verantwortung ab

In Ostberlin läuft zur Zeit eine Popularisierungskampagne 
für „Pflegeverträge“ zwischen Hausgemeinschaften und den 
„Volkseigenen Wohnungsverwaltungen". Die Mieter sollen darin 
die Verantwortung für die Verwaltung und Instandsetzung der 
in Staatsbesitz befindlichen Wohnhäuser selbst übernehmen. 
Das gleiche Experiment ist für andere Zonenstädte geplant. Es 
ist daher ratsam, sich mit den Erfahrungen solcher Haus
gemeinschaften zu befassen, die schon, vor einem Jahr einen 
„Pflegevertrag“ eingegangen sind.
Die „Volkseigene Wohnungs- im Zeitraum eines halben Jah

res mehr als eine Vlertelmilllon 
Ost-Mark eingespart! Zuletzt 
wurden schon keine Besen und 
Scheuertücher mehr für den 
Hauswart geliefert, well ein 
Passus des Vertrages besagte: 
„Die Mieter kommen auch für 
die Instandsetzung der elektri
schen Anlagen und für die 
Reinhaltung des Treppenhauses 
auf!“ Jeder hatte das auf die 
normalen Grundregeln der 
Sauberhaltung eines Wohnhau
ses bezogen!

Die Staats-Wohnungsverwal
tungen rechnen damit, daß sie 
mit jedem Pflegevertrag pro 
Haus und Jahr im Durchschnitt 
2000 DM einsparen. Ihre Arbeits
weise ist verblüffend einfach: 
Die Verantwortung wird auf die 
Unterzeichner des Vertrages 
umgelegt. Diesen wird pro 
forma jene Summe zur Verfü
gung gestellt, die man für das

Verwaltung“ Berlln-LIchtenberg 
hat im vergangenen Winter 
erstmals acht Wohnhäuser den 
Mietern in „persönliche Pflege" 
gegeben. Als Grund wurde Fer- 
sonaleinsparung im Verwal
tungsapparat angegeben. Das 
Personal der „VWV“ wurde je
doch im Gegensatz dazu ver
größert.

Den Mietern wurde nun ver
sprochen, sie sollten nach eige
nem Ermessen über die' zum 
Wiederaufbau zerstörter Häuser 
bereitgestellten Mittel verfügen. 
In diesem Falle waren es ins
gesamt 80 000 DM. Ehe diese 
Mittel jedoch freigegeben wur
den, berief die Verwaltung 
eine nur von Hausvertrauens
leuten und SED-Mietem be
suchte Versammlung ein, auf 
der man sich verpflichtete, 
30 Prozent dieser Summe einzu
sparen. Somit waren es nur 
noch 68 000 DM. Eines der acht 
Häuser hatte nahezu Total
schaden!

Im Frühjahr 1955 wurden Ins
gesamt 11 Wohnungen instand
gesetzt. Zufällig waren es die 
Wohnungen der im Pflegever
trag als „hauptverantwortlich" 
eingetragenen Funktionäre. Als 
das Geld ausgegeben war, ohne 
daß man die regendurchlässigen 
Dächer reparieren konnte, 
lehnte die Verwaltung jede wei
tere Hilfe ab und berief sich 
auf den Pflegevertrag. Den 
Hausbewohnern blieb . nichts 
weiter übrig, als das Dach auf 
eigene Kosten abdecken zu las
sen bzw. sich selbst an den Ar
beiten zu beteiligen. Hätten sie 
keinen Pflegevertrag unterzeich
net, wären ihnen diese Gelder 
und Arbeitsstunden auf die 
Miete angerechnet worden, 
aber „stand es ja im Vertrag

Ein schönes Geschäft
Die „Volkseigene Wohnungs

verwaltung“ Friedrichshain hat

Haus im Plan vorgesehen hat. 
Die Pflegepartner verpflichten 
sich in der Regel, 25 bis 10 Pro
zent dieser Summe „durch frei- 
willige Selbstarbeit“ einzuspa
ren. Von dieser Selbstverpflich
tung erfahren die Mieter oft 
erst nach der Unterzeichnung, 
weil das inzwischen der Haus
vertrauensmann besorgte. Der 
hatte nämlich ohne Ankündi
gung des Diskussionsthemas 
eine Hausversammlung einbe
rufen, zu der niemand hinge
gangen ist, und dann „ln Ab
wesenheit“ beschlossen.

Die Auswirkungen des Ver
trages spürt der Mieter nach 
der ersten Geld-Umlage. Er 
kann sich dann überlegen, ob 
er „freiwillige Reparaturstun
den" abarbeiten will oder die 
Handwerker aus eigener Tasche 
bezahlen. Hat er somit gehol
fen, etwa insgesamt 3000 DM 
einzusparen, bekommt die Haus
gemeinschaft einen „Waschbär" 
(Schallwaschgerät) geschenkt, 
das nach 14 Tagen unbrauchbar 
in einer Kellerecke steht. Je
der , der diesem „Pflegevertrag“ 
zustimmt, sollte ihn sich daher 
zuvor einmal durchlesen. Unter
zeichnen muß ihn nämlich nur 
der Hausvertrauensmann.

Pankow sagte stets nur: Njet!
Vergebliche Bemühungen um Erleichterungen im Interzonenverkehr

durch etwa

Bonn. Die Behörden der So 
wjetzone haben bisher alle Er
leichterungen für den Reisever
kehr zwischen dem Bundesge
biet, der Zone und Westberlin 
verweigert, die von der Bundes
regierung und der Bundesbahn 
angestrebt worden waren. Auf 
Grund eines einstimmigen Be
schlusses des Bundestags vom 
Mal dieses Jahres hatte sich die 
Bundesregierung in den letzten 
Monaten lebhaft bemüht, solche 
Erleichterungen zu erreichen. 
Politische Kreise in Bonn halten 
dies insofern für bemerkens
wert, als nach dem ergebnis
losen Ausgang der Genfer Kon
ferenz erneut das Verlangen 
laut wurde, in Verhandlungen 
mit Pankow für eine Normali
sierung des Verkehrs mit der 
Sowjetzone zu sorgen.

------------- ... Die Berliner Treuhandstelle
300 Pflegeverträgefür den Interzonenhandel hat im

So

Rahmen ihrer Besprechungen 
mit den Sowjetzonen-Stellen 
mehrfach die Wiedereröffnung 
der geschlossenen Grenzkontroll
punkte gefordert. Beauftragte 
der Sowjetzone lehnten die Ver
handlungen ab und erklärten, 
darüber könne nur auf Regie
rungsebene zwischen Bonn und 
Pankow gesprochen werden. 
Auch die Bundesbahn trat bei 
Besprechungen mit Vertretern 
der sowjetzonalen Reichsbahn 
für die Wiedereröffnung ge
schlossener Grenzübergänge und 
für die Öffnung neuer Grenz
übergänge an der Zonengrenze 
ein. Die Reichsbahn ging darauf 
bisher nicht ein.

Die Kontrolle der Interzonen- 
Reisenden ist auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik teilweise 
schon wesentlich verkürzt wor
den,.



Ein vernichtendes Volksurteil
Jakob Kaisers D ie Hoffnung bleibt, daß man sieb naberkommt 

Berlin (Eigenmelchmg)* „lob würde mich gelbst der Sünd© 
leerer Vertröstungen schuldig machen, wollt© ich die Gegen
sätze verkleinern, die erneut und sogar verstärkt in Geni zu
tage getreten sind“, erklärte Bnndesminister «Jakob Kaiser in 
einer Bnndfunkansprache. „Aber da wir von dem Willen der 
vier Mächte, die Gespräche nicht abreißen zu lassen, auf wirk
lichen Yersiändigungswillen schließen dürfen, bleibt die Hoff
nung, daß man sich schließlich doch näherkommen kann.“
Kaiser betonte die Verpfllch- Möglichkeit zu geben, sich frei 

tung aller Deutschen, zur Wie
dervereinigung beizutragen. Man 
brauche nicht gleich die Gefahr 
zweiseitiger Verhandlungen am 
Horizont aufziehen zu sehen, 
wenn man hoffe, daß auch die 
Errichtung der Botschaften in 
Bonn und Moskau Klärungen 
im Dienst einer allgemeinen 
Verständigung bringen könnte.

Auf die sogenannten Errun
genschaften der Sowjetzone ein
gehend, dachte Kaiser den Vor
schlag, den 17 Millionen Zonen- 
Bewohnem endlich einmal die

über diese Errungenschaften su 
äußern. Allerdings sei der Strom 
der Zonen-Flüchtlinge schon 
jetzt ein „Volksurteil“ über 
diese Errungenschaften. „Wir 
wären bereit, mit Vertretern der 
Zone darüber zu sprechen. Aber 
es müssen freigewählte Vertre
ter sein, die autorisiert sind, für 
das Volk zu sprechen.“ Der Mi
nister erklärte abschließend, 
Genf habe mehr denn je bewie
sen, daß der Friede ein Phan
tom ist, wenn Deutschland ge
teilt bleibe.

Das sind die „Errungenschaften“
DT. Was sich auf der letzten 

Tagung des Zentralkomitees der 
SED bereits ankündigte, wird 
jetzt in den kommunistischen 
Reden und Aufsätzen offenbar: 
An die Bevölkerung der sowje
tischen Besatzungszone und Ost
berlins werden von dem Pan
kow er Regime neue, höhere An
forderungen gestellt und neue 
Entbehrungen werden gefor
dert. Der gestrige Leitartikel 
des Zentralorgans der SED 
„Neues Deutschland“ macht 
viele Worte über die „neuen 
Aufgaben der Industrie“. Sie 
werden gebraucht, um die häß
liche Wirklichkeit nicht allzu 
deutlich und grob in Erschei
nung treten zu lassen. Die sieht 
nämlich so aus:

1. „Notwendigkeit des schnel
leren Wachstums der Schwer
industrie gegenüber der Kon- 
sumgüter-Industrie“. Das heißt: 
die Indienstnahme der Sowjet
zone durch die sowjetisch® 
Wirtschaftspolitik ist wichtiger 
als die Versorgung der Bevöl
kerung in der Zone mit Kon
sumgütern.

2. „Erziehung der Werktätigen 
zu höherer Arbeitsmoral und 
zur sozialen Arbeitsdisziplin, die 
in der Vollausnutzung des Ar
beitstages . . „  ihren Ausdruck 
findet“. Das heißt, daß die

inner® Ordnung in den soge
nannten volkseigenen Industrie
betrieben noch mehr Polüsei- 
charakter bekommen soll.

3. „Erhöhung der Normen“ . 
Heuchlerisch wird gesagt, daß 
diese Erhöhung nicht mit einer 
Senkung des Lohnes, sondern 
mit der Steigerung der Produk
tivität verbunden werden soll. 
Man wird also die Lohnsätze 
zwar unverändert lassen, aber 
höhere Leistungsnormen auf
erlegen, so daß mehr Leistung 
erpreßt werden kann, ohne daß. 
mehr Lohn gezahlt wird,

In die normal® Sprache über
setzt heißt das, daß nach dem 
Willen des Pankower Regimes 
die Arbeiterschaft mehr und 
härter arbeiten soll, aber nicht 
auf eine Erhöhung ihres Le
bensstandards rechnen darf.

Und das nennen sie Emm
genschaf ten!

¥ops verschärft Kontrollen
Berlin (DPA). Verschärfte 

Kontrollen durch Volkspolizei 
im Interzonenverkehr sind von 
zuständiger sowjetzonaler Seite 
angekündigt worden. Der Chef
inspekteur der Zonenverkehrs
polizei, Anstett, erklärte hierzu, 
ein großer Teil der Kraftfahrer 
aus der Bundesrepublik und aus 
Westberlin füge sich den in der 
Zone geltenden Verkehrsvor
schriften. Bei manchen Kraft
fahrern „fehle aber offenbar der 
Wille zur Disziplin“.

Infolgedessen sei dis Volks
polizei gezwungen, ihre Kon- 
trolltätigkeit zu verstärken und 
gegen Verkehrssünder mit den 
notwendigen Erziehungs- und 
Strafmaßnahmen einzuschreiten.

Dibelius ln Jüterbog
Berlin (epd). Nach den Bei

setzungsfeierlichkeiten für den 
verstorbenen Bundesminister 
Dr. Robert Tillmanns ist Bi
schof D. Dibelius nach Jüterbog 
gefahren, um an der I0G-Jahr- 
feier des Johanniterkrankenhau
ses teilzunehmen.

Die zwölfte Million
Berlin (Eigenmsldung). Der 

Berliner Senat hat beschlossen, 
zur Deckung der durch die er
höhten Straßenbenutzungsge
bühren entstandenen Unkosten 
im Verkehr zwischen Berlin und 
der Bundesrepublik eine wei
tere Million DM zur Verfügung 
zu stellen. Insgesamt sind nun
mehr zwölf Millionen DM bewil
ligt worden, Bundesflnanzmini- 
ster Sehäffer soll, wie verlautet, 
dem Senat mitgeteilt haben, daß 
diese und künftig noch zu zah
lenden Beträge vom Bund über
nommen werden, wenn der Se
nat in Verhandlungen mit dem 
Femomnibus-Gewerbe erreicht, 
daß für die Omnibusfahrten 
keine Subventionen mehr ge
zahlt zu werden brauchen.

Suchdienst erbittet Fotos
Der Suchdienst des Deutschen 

Roten Kreuzes, Berlin-Dahlem, 
Im Pol 2, bittet alle Angehöri
gen von vermißten Soldaten und 
verschollenen Kriegsgefangenen, 
umgehend Fotos in Paßbild- 
größa von den Vermißten und 
Verschollenen einzusenden. Auf

der Rückseite des Fotos sollen 
die Personalien des Gesuchten 
und dessen letzte Feldpost- 
oder Lagemummer angegeben 
sein. Diese Fotos werden zu 
Bildlisten zusammengestellt, die 
allen Heimkehrern vorgelegt 
werden,



Leuchiieuer

BILD DER WOCHE: Bunäesaußemninister von Brentano (rechts) schreitet in Wien 
zusammen mit Außenminister F ig l eine österreichische Ehrenkompanie ab.

Bulgcmla la ladisa

Dickhäuter



Strohsack 1955: Schaumgummi
in der „Mueterstube“  der Kaserne Andernach

Anderaach (D P A ). D er  k ü n ftig e  Soldat der B undesrepublik  
w ird  in  sein er K aserne auf Schaum gum m lm atratzen ruhen. 
Strohsäcke gehören der V ergan gen h eit an. Z ivile K ieider- 
achränke, d ie in  ihrem  Äußeren n ichts m ehr m it einem  früheren  
„Spind“ gem einsam  haben, sch affen  e in e  w ohnliche A tm osphäre, 
von der m an  sich  in  m ehreren bereits  e in gerich teten  „Muster^ 
Stuben“ der ersten  deutschen N achkriegskaserne in  Andernach  
ü b erzeugen kann.
Im Bereich des ehemaligen 

Luitwaffenlazaretts Andernach 
herrscht lebhafter Betrieb. Das 
Kager soll möglicherweise schon 
km 1. Dezember dem militäri
schen Vorkommando übergeben 
werden. Noch fehlt es aber .an 
allen Ecken und Enden. Rei
sende, Händler und Verbin
dungsleute der Wirtschaft ge
ben sich die Klinke der Tür 
zur Baracke, an der das Schild 
„Verwaltungsstelle für die Dehr- 
truppen Andernach“ prangt, 
gegenseitig in die Hand. Täg
lich rollen Lastwagen mit Mo
biliar und Ausrüstungsgegen- 
ständen ein.

In der Baracke 81, zu der 
Schilder mit roten Pfeilen wei

sen, arbeitet genau wie in Köln 
und Bonn eins Priifgruppe, die 
sich der militärischen Prüflinge 
anzümmt. Vor der Baracke mit 
der Aufschrift „Zahlstelle“ drän
gen sie sich. Hier gibt es 
Reisekosten.

Keine Pension!
Bonn (AP). Das Bundeslnnen- 

ministerium hat festgestellt, daß 
keine Pension irgendwelcher 
Art an die Witwe des ehemali
gen Präsidenten des Volks
gerichtshofes, Dr. Roland Freis- 
ler, gezahlt werde. Mit dieser 
Erklärung nahm das Ministe
rium zu Kritiken in der Presse 
Stellung. Es war berichtet wor

den, daß die Witwe Freislers 
ab 1. Dezember eine monatliche 
Pension von 1200 DM erhal
ten soll.

S S O , herhören!
Der kleine TAG wird ver

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.
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Staatsakt für den verstorbenen Bundesminister Tillmanns in der Zehlendorfer Paulus- 
Pirdie. DU Beisetzung fand am Freitag voriger Woche auf dem Waldfriedhof in

Nikolassee statt.


